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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.09.1999 

Geschäftszahl 

98/10/0347 

Rechtssatz 

Aus den Erkenntnissen des Verfassungsgerichtshofes vom 25.6.1999, G 256/98, und vom 25.6.1999, B 1287/98, 
ergeben sich auch Anhaltspunkte für die Bedeutung einer Trassenverordnung nach dem BStG im 
naturschutzbehördlichen Verfahren. § 35 Abs 2 Vlbg NatSchG 1997 enthält eine Interessenabwägung in der 
Form, dass eine Gegenüberstellung der sich aus der Durchführung des Vorhabens ergebenden Vorteile für das 
Gemeinwohl mit den entstehenden Nachteilen für die Natur oder Landschaft vorzunehmen ist. Aus dem nach der 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes der Bundesverfassung immanenten Rücksichtnahmegebot folgt, 
dass bei den Vorteilen für das Gemeinwohl auch das in der Trassenverordnung manifestierte öffentliche 
Interesse an der Realisierung des geplanten Straßenbauvorhabens zu berücksichtigen ist. Diese Berücksichtigung 
bedeutet aber, wie der Verfassungsgerichtshof klargestellt hat, keine Vorwegnahme des Ergebnisses der 
Interessenabwägung in dem Sinn, dass bei Vorliegen einer Trassenverordnung dem Straßenbauvorhaben 
jedenfalls der Vorrang vor den Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes gebührte. 


